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Aus Staat und Kirch e

Die Diskussion Feldmann-Barth blieb na-
türlich nicht bei den kirchlich-staatlichen
Beziehungen, bei der Politik und bei der
Rolle der Parteien stehen. Man kam ganz
zwangsläufig auch auf die kirchliche D o g -
m a t ik und damit auf den S t re it d er
„ R i c h t u n g e n" innerhalb der protestan-
tischen Kirche, auf den kirchlichen Libera-
lismus und die Orthodoxie zu sprechen.

Der Theologieprofessor hat an den Kir-
chendirektor die Frage gerichtet:

„Auf welche Sätze oder Stellungnahme'», einer
sichi angeblich auf mich berufenden „Richtung"
dachten Sie, wenn ,Sie so nachdrücklich von deren

Gegensatz zum bernischen Kirchen-recht stehen.
i Herrsehafts-, Macht- und Monopolansprüchen

redeten?"

Regierungsrat Feldmann antwortet dar-
auf in seinem Schreiben an Professor Karl
Barth:

„Di e Antwort auf diese Frage ist sehr einfach
zu erteilen: ich dachte bei meinen Ausführungen
im Großen Rat an verschiedene Aussprachen niit
Verfechtern Ihrer theologischen Richtung: zum
Beispiel Blaser, Bieterihard, namentlich Seminar-
direktor Fankh'auser von MuristaLden, dem ich
einmal offen erklärte, der von ihm erhobene An-
spruch auf ausschließliche Geltung seiner bzw.
Ihrer Richtung innerhalb der Evangelisch-refor-
mierten Landeskirche führte in der letzten Kon-
sequenz zur Verketzerung jedes Andersgesinnten
und zum Scheiterhaufen.

. . Ganz besonders aber dachte ich an -Sie selbst,
Herr Professor, .und, an Ihre eigenen. Äußerun-
gen."

Und dann wird vollinhaltlich ein Schrei-
en vom 13. November 1927 von Professor
!arl Barth an Regierungsrat Merz, den da-

maligen Direktor des Unterrichtswesens des
Kantons Bern, zitiert, worin Professor Barth
von Münster in Westfalen aus für die An-
nahme einer B e r u f u n g an die Universität
Bern, die damals zur Diskussion stand,
z w ei B e d i n g u n g en stellt. Die eine Be-
dingung bezieht sich auf die Besoldung, die
andere auf die Absicht der bernischen Regie-
rung, neben Professor Barth „gegebenen-
falls" auch einen Vertreter der liberalen
Richtung auf einen Lehrstuhl der evange-
lisch-theologischen Fakultät der Universität
Bern zu wählen. Dazu schreibt Professor
Barth (typographische Hervorhebung durch
die Redaktion) folgendes:

« D i e s o g e n a n n te l i b e r a le T h e o-
l o g i e im allgemeinen und die schweizerische
Reformtheologie im ganz besondern hat nach mei-
ner wohlüberlegten Ansicht n i c ht den An-
s p r u c h, von einer das Interesse der theolo-
gischen Fakultät und der Landeskirche ernstlich
wahrenden Staatsregierung in der Weise jenes Be-
schlusses i n S c h u tz g e n o m m en zu w e r-
den. Sie ist nicht eine ,Richtung' in der prote-
stantischen Theologie, deren Gleichberechtigung
neben ändern selbstverständlich vorauszusetzen
wäre, sondern sie ist nach ihrer Entstehung und
nach ihrem Bestände ein F r e m d k ö r p e r in der
Kirche der Reformation, von dem sich wieder zu
befreien die theologische Wissenschaft heute fast
auf der ganzen Linie im Begriffe steht, nachdem
er übrigens seit der Ueberwindung des alten Ra-
tionalismus in Kirchen und Fakultäten sich unge-
fähr nirgends zu solcher Breite hat entwickeln
dürfen, wie dies eben in der Schweiz unter dem hier
sehr unangebrachten Schutz des Proporzgedan-
kens der Fall gewesen ist. Konnte diese ,Rich-
tung' seinerzeit unter dem Einfluß einer heute
wirklich nicht mehr maßgeblichen Zeitströmung
und nicht ohne Begünstigung durch die damalige
politische Konstellation sogar jene Vormachtstel-
lung erringen, deren sie sich in der Berner Fakul-
tät während langer Jahrzehnte erfreuen durfte,
und fehlt es ihr infolgedessen unter der jetzt im
Amt stehenden bernischen Geistlichkeit keines-
wegs an Anhängern, so ist das eine bedauerliche
Tatsache, die aber für die bernische Staatsregie-
rung noch lange k e in G r u nd sein kann, ihre
L e b e n s d a u er k ü n s t l i ch zu v e r l ä n-
g e r n, das heißt ihr in der Weise jenes Be-
schlusses als ,Richtung' eine Vertretung in der
Fakultät auf alle Fälle formell zu sichern. Es
kann dies nicht im Interesse der Fakultät liegen,
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des »kirchlichen Friedens' liegen, weil gerade da-
durch die durch die sogenannte liberale Theologie
herbeigeführte S t ö r u ng des k i r c h l i c h en
F r i e d e ns in Permanenz und als rechtmäßig
erklärt wird."

Der damalige Unterrichtsdirektor antwor-
tete wenige Tage darauf, die bernische Re-
gierung lehne die Bedingung betreffend
Nichtberücksichtigung der liberalen Theo-
logie ab und betrachte daher die Berufung
als endgültig abgelehnt und hinfällig.

Nachdem dieser Briefwechsel aus dem
Jahre 1927 zitiert ist, schreibt Regierungs-
rat Feldmann an Professor Barth, er habe
sich durch die eingangs formulierte Frage
.gezwungen gesehen, auf die Dokumente des
Jahres 1927 zurückzukommen und er erklärt
dann :

- „Ihre verhüllte Absage an die Toleranz,
Ihr unverhülltes Bekenntnis zur geistlichen,
theologischen Intoleranz sagt alles Notwen-
dige. Diese geistliche, theologische Intole-
ranz innerhalb der Evangelisch-reformierten
Landeskirche aber ist nun einmal unverein-
bar mit dem Sinn und dem Wortlaut des ber-
nischen Kirchengesetzes, an dessen Bestim-
mungen sich die bernische Evangelisch-re-
formierte Landeskirche (die übrigens keine
Staatskirche ist, wie Sie anzunehmen schei-
nen) zu halten hat. Ihre Auffassung führt
in der praktischen Konsequenz dazu, jedem,
der sich zum Christentum bekennt, ohne Ihre
Theorie zu akzeptieren, die christliche Ge-
.siraiung abzusprechen, ihn äug der Evange-
lisch-reformierten Landeskirche hinauszu-
werfen. Dies kann aber nie und nimmer dem
Sinn und der Stellung einer evangelisch-
reformierten Landeskirche in einem freiheit-
lich aufgebauten Volksstaate entsprechen.
Ein Anspruch darauf, das, was christlich
und was nicht christlich sei, gewissermaßen
autoritär für die ganze reformierte Kirche
zu umschreiben oder gar zu entscheiden,
steht nicht Ihnen zu. Keine Kirche ist
gleichbedeutend mit dem ganzen Christen-
tum und das Evangelium ist nicht identisch
mit der Theologie, auch wenn es die Ihre
wäre.

Wenn der Staat sich Ansprüchen wider-
setzt, die praktisch auf die Erklärung hin-
auslaufen: „Was Christentum ist, bestimme
ich", so hat er nicht nur eine absolut klare
rechtliche Lage auf seiner Seite — der Zu-
sammenhang mit der verfassungsmäßig ge-
währleisteten Glaubens- und Gewissensfrei-
heit ist offenkundig —, sondern er handelt
auch aus sehr reichhaltigen geschichtlichen
Erfahrungen heraus; mehr als einmal hat
religiöser Fanatismus und konfessioneller
Haß, hat die unselige Sucht der Verketze-
rung Andersdenkender die Eidgenossen-
schaft d er G e f a hr i n n e r er Z e r s e t-
z u ng u nd ä u ß e r en Z e r f a l l s a u s-
g e s e t z t, ja sie an den R a nd des A b -
g r u n d es gebracht. Es ist kaum anzuneh-
men, daß die Eidgenossenschaft des nun
auch schon zur Hälfte verflossenen 20. Jahr-
hunderts ausgerechnet in der heutigen Zeit
mit den konfessionspolitischen Erfahrungen
vergangener Jahrhunderte von vorne anfan-
gen will. "

Man sieht: aus der Diskussion Feldmann-
Barth resultiert eine sowohl in staatspoliti-
scher wie theologischer Richtung ganz nütz-
liche Kopfklärung. Wer mehr darüber wissen
will , lasse sich von der bernischen Staats-
kanzlei die Schrift „Kirche und Staat im
Kanton Bern" kommen.

*  *
Wir wollen dieses Resümee aber nicht

schließen, ohne auch einem Verteidiger
Barths einige Worte zu gönnen. Auch nur
auszugsweise und zwar aus einem Artikel,
den ein Leser der „Schweiz. Bodensee-Zei-
tung" in Romanshorn seinem Blatte gesandt
hat. Er schreibt u. a.:

„Wohl ist die Stellung Barths zum Kommuniis-
mus etwas schillernd und leicht mißzuverstehen.
Das ändert aber nichts an der Tatsache, daß die
dialektische Theologie eine Richtung ist, die die
Offenbarung Gottes in der Heiligen Schrift ganz

gen des persönlichen Seelenheiles zu widmen, hat
die dialektische Theologie von der religiös-sozialen
Bewegung her starke Impulse empfangen und sich
je und je stark um die politischen und staatlichen
Belange bekümmert. Das ist jedem klar, der auch
nur ein wenig das Schrifttum der neueren Theo-
ogie kennt (ver.gl. Karl Barth: ,Der Dienst der

Kirche und der Heimat' und yDie Kirche und die
politische Frage von heute' oder Emil Brunner:
,Die politische Verantwortung des Christen') und
der sich an den tapferen Kampf Karl Barths gegen
den Nationalsozialismus für die Demokratie er-
innert."

„I p der Beurteilung der Auseinandersetzung
zwischen Regierungsrat Feldmann und Professor
Barth darf nicht vergessen werden, daß es sich
dabei um einen speziell Gemischen Konflikt
handelt. Das Verhältnis von Kirche und Staat ist
eben in jedem schweizerischen Kanton; wieder an-
ders. Gerade auch darin zeigt sich etwas von der
gesunden Eigenständigkeit der Kantone. Jeder
Kanton hat selbständig auf seinem Gebiet das
Verhältnis von Kirche und Staat auf Grund der
historischen Gegebenheiten zu ordnen versucht. So
gibt es Kantone, in denen nach alter reformierter
Tradition Kirche und .Staat eng miteinander ver-
bunden sind (Bern, Zürich, JJaseliand), während
in anderen Kantonen eine völlige Lösung von
Kirche und Staat durchgeführt wurde, wie in
Genf, wo die Kirche bis vor kurzem nicht einmal
das 'iiSteuerreeht hatte. In der Frage des bernischen
„Kirchenstreites" darf nicht außer acht gelassen
werden, daß im Kanton Bern das Verhältnis
Kirche und Staat ein ganz anderes ist als zum
Beispiel in unseren ostschweizerischen Kantonen
(Thurgau, St. Gallen, (Schaffhausen), wo eine Dach
unserer Ansicht viel bessere Lösung des Nebe>nM
ein-anders von Kirche und Staat gefunden wurde.
Eine Ordnung, die der Kirche völlige Freiheit in
allen .ihren Angelegenheiten gewährleistet und wo
daneben doch das Prinzip der Volks- und-Landes-
kirche nicht preisgegeben wurde. Es ist die Auf-
gabe des Staates, der Kirche äußeren Schutz und
Hilf e zukommen zu lassen, damit sie in aller
Freiheit und Unabhängigkeit ihre Arbeit zum
Wohl des ganzen Volkes tun kann. Hätten wir zum
Beispiel im Kanton Thurgau eine „kantonale Kir-
chendirektion" (wie in Bern), wären unsere Kir-
ehengebäude und Pfarrhäuser Eigentum des Staa-
tes, oder würden unsere Pfarrer vom Staate be-
soldet, so wären gewiß die Reibungsflächen größer
und der Friede zwischen Kirche und .Staat wäre
nicht so selbstverständlich. Das friedliche Verhält-
nis von Kirche und Staat in unserem Kanton zeigt,
daß von den .Schöpfern der Grundgesetze eine
Lösung gefunden wurde, die beinahe als ideal
bezeichnet werden darf. Gewiß ist es bedauerlich,
wenn zwei Persönlichkeiten, die sich beide um
unser Land sehr verdient .gemacht haben und die
wohl nur das Beste unseres Volkes im Auge haben,
so heftig aneinander geraten, wie das im Konflikt
zwischen Regierungrat Feldmann und Professor
Barth der Fall ist. Bedenken wir jedoch dabei, daß
es hier um ein g e i s t i g es R i n g en geht, das
für die Zukunft unseres Landes 'bedeutsamer ist
als die an und für sich noch so erfreulichen Erfolge
irgendeiner sportlichen Ta.ges.größe. Ist es doch
immer wieder das geistige .und kulturelle Ringen,
das ein freies Volk weiter bringt. Freuen wir uns
auch darüber, daß bei uns eine freie und offene
Auseinandersetzung zwischen staatlichen und
kirchlichen Persönlichkeiten noch möglich ist. Lei-
der ist das heute nicht mehr selbstverständlich."
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Kirche der Reformation, von dem sich wieder zu
befreien die theologische Wissenschaft heute fast
auf der ganzen Linie im Begriffe steht, nachdem
er übrigens seit der Ueberwindung des alten Ra-
tionalismus in Kirchen und Fakultäten sieh unge-
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wäre.
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rechtliche Lage auf seiner Seite — der Zu-
sammenhang mit der verfassungsmäßig ge-
währleisteten Glaubens- und Gewissensfrei-
heit ist offenkundig —, sondern er handelt
auch aus sehr reichhaltigen geschichtlichen
Erfahrungen heraus; mehr als einmal hat
religiöser Fanatismus und konfessioneller
Haß, hat die unselige Sucht der Verketze-
rung Andersdenkender die Eidgenossen-
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z u ng u nd ä u ß e r en Z e r f a l l s a u s-
g e s e t z t, j a s ie a n d e n R a n d d e s A b-
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auch schon zur Hälfte verflossenen 20. Jahr-
hunderts ausgerechnet in der heutigen Zeit
mit den konfessionspolitischen Erfahrungen
vergangener Jahrhunderte von vorne anfan-
gen will. "

Man sieht: aus der Diskussion Feldmann-
Barth resultiert eine sowohl in staatspoliti-
scher wie theologischer Richtung ganz nütz-
liche Kopfklärung. Wer mehr darüber wissen
will , lasse sich von der bernischen Staats-
kanzlei die Schrift „Kirche und Staat im
Kanton Bern" kommen-

*  *
Wir wollen dieses Resümee aber nicht

schließen, ohne auch einem Verteidiger
Barths einige Worte zu gönnen. Auch nur
auszugsweise und zwar aus einem Artikel,
den ein Leser der „Schweiz. Bodensee-Zei-
tung" in Romanshorn seinem Blatte gesandt
hat. Er schreibt u.a.:

„Wohl ist die Stellung Barths zum Kommunis-
mus etwas schillernd und leicht mißzuverstehen.
Das ändert aber nichts an der Tatsache, daß die
dialektische Theologie eine Richtung ist, die die
Offenbarung Gottes in <fcr Heiligen Schrift ganz
ernst zu nehmen versucht und die darum etwas
weiß von dem Herrschaftsanspruch Gottes auch
über die staatlichen Belange. Gerade im Ge.gens.atz
zum Pietismus, der sich gern von den öffentlichen
Angelegenheiten zurückzog, um sich nur den Fra-

gen des persönlichen Seelenheiles zu widmen, hat
die dialektische Theologie von der religiös-sozialen
Bewegung her starke Impulse empfangen und sich
ie und je stark um die politischen und staatlichen
Belange bekümmert. Das ist jedem klar, der auch
nur ein wenig das Schrifttum der neueren Theo-
o.gie kennt (vergl. Karl Barth: ,Der Dienst der
Kirche und der Heimat' und yDie Kirche und die
politische Frage von heute' oder JCmil Brunner:
,Dde politische Verantwortung des Christen') und
der sich an den tapferen Kampf Karl Barths gegen
den Nationalsozialismus für die Demokratie er-
innert."

„I n der Beurteilung der Auseinandersetzu'ng
zwischen Regierungsrat Feldmann und Professor
Barth darf nicht vergessen werden, daß es sich
dabei um einen speziell b - e r n i s c h en Konflikt
handelt. Das Verhältnis von Kirche und Staat ist
eben in jedem schweizerischen Kanton wieder an-
ders. Gerade auch darin zeigt sich etwas von der
gesunden Eigenständigkeit der Kantone. Jeder
Kanton hat selbständig auf seinem Gebiet das
Verhältnis von Kirche und Staat auf Grund der
historischen Gegebenheiten zu ordnen versucht. So
gibt ©s Kantone, in denen nach' alter reformierter
Tradition Kirche und .Staat eng miteinander ver-
bunden sind (Bern, Zürich, Baselland), während

anderen Kantonen eine völlig« Lösung von
Kirche und Staat durchgeführt wurde, wie in
Genf, .wo die Kirche bis vor kurzem nicht einmal
das -Steuerrecht hatte. In der Frage des heroischen
„Kirchenstreites" darf nicht außer acht gelassen
werden, daß im Kanton Bern das Verhältnis
Kirche und Staat ein ganz anderes ist als zum
Beispiel in 'unseren ostschweizerischen Kantonen
(Thurgau, St. Gallen, Schaff hausen), wo eine nach
unserer Ansicht viel bessere Lösung des Nebe^n-
einanders von Kirche und Staat 'gefunden wurde.
Eine Ordnung, die der Kirche völlige Freiheit in
allen .ihren Angelegenheiten gewährleistet 'und wo
daneben 'doch das Prinzip der Volks- und Landes-
kirche nicht preisgegeben wurde. Es ist die Auf-
gabe des Staates, der Kirche äußeren Schutz und
Hilf e zukommen zu lassen, damit sie in aller
Freiheit und Unabhängigkeit ihre Arbeit zum
Wohl des ganzen Volkes tun kann. Hätten wir zum
Beispiel im Kanton Thur.gau eine „kantonale Kir-
chendirektion" (wie in Bern), wären unsere Kir-
ohengebäude und Pfarrhäuser Eigentum des Staa-
tes, oder würden unsere Pfarrer vom 'Staate be-
soldet, so wären .gewiß die Reibungsflächen größer
und der Friede zwischen Kirche und Staat wäre
nicht so selbstverständlich. Das friedliche Verhält-
nis von Kirche und Staat in unserem Kanton zeigt,
daß von den Schöpfern der Grundgesetze eine
Lösung gefunden wurde, die beinahe als ideal
bezeichnet werden darf. Gewiß ist es bedauerlich,
wenn zwei Persönlichkeiten, die sich beide um
unser Land sehr vei^dient gemacht haben und die
wohl nur das Beste unseres Volkes im Auge haben.,
so heftig aneinander geraten, wie das im Konflik t
zwischen Regierungrat Feldmann und Professor
Barth der Fall ist. Bedenken wir jedoch dabei, daß
es hier um ein g e i s t i g es R i n g en geht, das
für die Zukunft unseres Landes bedeutsamer ist
als die an und für sich noch so erfreulichen Erfolge
irgendeiner sportlichen Tagesgröße. Ist es doch
immer wieder das geistige und kulturelle Ringen
das ein freies Volk weiter bringt. Freuen wir uns
auch darüber, daß bei uns eine freie und offen«
Auseinandersetzung; zwischen staatlichen unc
kirchlichen Persönlichkeiten noch möglich ist. Lei.
der ist das heute nicht mehr selbstverständlich."


